
hangs wäre ja unabhängig von dem durch die Einzeltat 
verursachten Schaden auch die größte Vielzahl von 
Handlungen immer nur als eine Tat zu betrachten und 
die Anwendung des § 64 Abs. 3 StGB schon begrifflich 
unmöglich, es sei denn, das Kriterium des zeitlichen 
Zusammenhangs, das eine Voraussetzung für den Fort­
setzungszusammenhang war, würde fehlen.

Zur Verjährung der Strafverfolgung 
bei mehreren Einzelhandlungen
Der von Richter/Pauli angestrebte Lösungsweg für die 
Verjährungsproblematik widerspricht dem Gesetz. So­
weit sie eine Überprüfung der Entscheidung des Stadt­
gerichts von Groß-Berlin vom 29. November 1962 — 102 d 
BSB 131/62 — (NJ 1963 S. 188) anregen, ist ihnen — wenn 
auch unter ganz anderen Gesichtspunkten — zuzustim­
men. Das Stadtgericht hatte sich damals mit dem Kon­
flikt auseinanderzusetzen, der durch die auf die Einzel­
handlungen bezogenen Verjährungsbestimmungen 
einerseits und die insoweit bereits mit der damaligen 
gesetzlichen Regelung nicht übereinstimmende Anwen­
dung des Fortsetzungszusammenhangs andererseits ent­
standen war. Das aber ist mit dem Inkrafttreten des 
StGB von 1968 überwunden, und es bedarf nun keiner 
besonderen Konstruktion mehr, um Nachteile des Fort­
setzungszusammenhangs zu beseitigen. Damit ist die 
genannte Entscheidung des Stadtgerichts gegenstands­
los.
Daß hinsichtlich jeder Einzeltat ggf. der Eintritt der 
Strafverfolgungsverjährung zu prüfen ist, stand noch 
nie in Zweifel. Die strikte Einhaltung der Verjährungs­

bestimmungen des StGB ist im Interesse der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit notwendig. Diesem Anliegen ent­
spricht die Auffassung von Richter/Pauli auf keinen 
Fall. Im Strafgesetzbuch wurde bewußt darauf ver­
zichtet, die Verjährung — vom Zeitablauf abgesehen — 
an weitere Bedingungen zu knüpfen. Das gilt auch für 
die Fälle, für die Richter/Pauli den Fortsetzungszusam­
menhang wieder einführen wollen.
Die Frist für die Verjährung der Strafverfolgung be­
trägt in dem von ihnen erwähnten Beispiel fünf Jahre. 
Handelt es sich wirklich um einen Serientäter, so wer­
den u. U. verjährte Straftaten unbedeutend sein, so daß 
sich die Einstellung des Verfahrens durchaus nicht 
gegen die im StGB-Lehrkommentar dargelegte Auffas­
sung richtet. Handelt es sich dagegen um eine gelegent­
liche Tatbegehung, wäre nach Ablauf eines derart lan­
gen Zeitraums der Strafzweck sicherlich in Frage ge­
stellt, auch wenn eine mehrfache Tatbegehung vorliegt. 
Es gibt also kaum einen akzeptablen Grund, dem Vor­
schlag von Richter/Pauli zu folgen.
Das von den Verfassern zitierte Urteil des Kreisgerichts 
Hildburghausen weist Mängel auf, die aber weder durch 
die Wiedereinführung des Fortsetzungszusammenhangs 
noch durch eine andere Auslegung der Verjährungs­
bestimmungen überwunden werden können. Der Haupt­
mangel dieser Entscheidung ist vor allem darin zu 
sehen, daß das Kreisgericht die Verbrechensqualität der 
schon bis 1968 begangenen Straftaten (§ 30 StEG) nicht 
erkannt und daher fälschlich nicht die Bestimmung des 
§ 82 Abs. 1 Ziff. 4 StGB angewendet hat

Berichte
Dr. HELMUT KINTZEL, Sekretär des Rates für staats- und rechtswissenschaftliche Forschung 
an der Akademie der Wissenschaften der DDR

Vorbereitung einer theoretischen Konferenz über Staat, Recht und Demokratie
In Vorbereitung auf den 25. Jahrestag der DDR ver­
anstaltet das Institut für Theorie des Staates und des 
Rechts an der Akademie der Wissenschaften der DDR 
gemeinsam mit der Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft der DDR über den Rat für staats- und 
rechtswissenschaftliche Forschung an der Akademie der 
Wissenschaften der DDR eine theoretische Konferenz 
zum Thema „Staat, Recht und Demokratie bei der Ge­
staltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft“, 
die am 24. und 25. Juni 1974 in Berlin stattfinden solL

Das Ziel der Konferenz besteht u. a. darin, die histo­
rische Überlegenheit der sozialistischen Staats- und 
Rechtsordnung und der sozialistischen Demokratie so­
wie die Gesetzmäßigkeiten ihrer Entwicklung nachzu­
weisen, in Auswertung der seit dem XXIV. Parteitag 
der KPdSU und dem VIII. Parteitag der SED gewon­
nenen Erfahrungen und Erkenntnisse grundlegende 
Probleme der Weiterentwicklung von Staat, Recht und 
Demokratie bei der Gestaltung der entwickelten sozia­
listischen Gesellschaft zu beraten, die Gemeinschafts­
arbeit zwischen den staats- und rechtswissenschaftlkhen 
Disziplinen sowie mit anderen marxistisch-leninisti­
schen Gesellschaftswissenschaften zu vertiefen und die 
Zusammenarbeit mit den Staats- und Rechtswissen- 
schaftlem der anderen sozialistischen Staaten, insbe­
sondere der Sowjetunion, festigen zu helfen.
Im Mittelpunkt der Konferenz sollen folgende Kom­
plexe stehen:

— die wachsende Rolle des sozialistischen Staates als 
Hauptinstrument der von der Arbeiterklasse geführ­

ten Werktätigen bei der Entwicklung der sozia­
listischen Gesellschaft;

— die weitere Ausgestaltung der sozialistischen Rechts­
ordnung, die Festigung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit und die Entfaltung der sozialistischen Demo­
kratie als einheitlicher Prozeß beim Aufbau der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft;

— die weitere Entwicklung der sozialistischen Demo­
kratie, vor allem die Vervollkommnung der Arbeit 
der Volksvertretungen und des Staatsapparates, die 
Verwirklichung des demokratischen Zentralismus 
unter den gegenwärtigen Bedingungen und das 
Wechselverhältnis von Demokratie und Recht in die­
sem Prozeß;

— die Erhöhung der Wirksamkeit des sozialistischen 
Rechts;

— der internationalistische Charakter der sozialistischen 
Demokratie, des sozialistischen Staates und des 
Rechts;

— die Auseinandersetzung mit imperialistischen, refor­
mistischen und revisionistischen Staats-, Rechts- und 
Demokratieauffassungen.

Mit der Vorbereitung dieser Konferenz beschäftigte 
sich der Rat für staats- und rechtswissenschaftliche For­
schung in seiner Tagung am 21. Dezember 1973.
Der Leiter des wissenschaftlichen Vorbereitungskomi­
tees, Prof. Dr. W e i c h e l t  (Direktor des Instituts für 
Theorie des Staates und des Rechts an der Akademie 
der Wissenschaften der DDR), ging in seinen einfüh­
renden Bemerkungen zur inhaltlichen Konzeption der 
Konferenz von der Aktualität aus, die die Probleme der
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